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Lrböbung
der Keimten- und Angestellten-Kewge

Vom 1 -—*5. Septe mb « r b: I . gelten
, an TeuerungSzufchLag : 38 840 v . H. — bisher

,3530 v. H -. also mehr : 25 310 v . H.
»,) Frauenzuschlag : 20 MMonen M . (monatlich) — bisher

7 S Mill . M -. also mehr : 12.5 Mill . M.
'
«) an örtlichem Sowderznschlag:

diiber 133 478 818 1158 1432 1772 2112 2112 2154* 2794 2794 3476 4029
lünftig 390 1362 2636 3310 4088 5062 6086. 6(86 7010* 7982 7982 993u 11488

fltfo mehr 254
' 884 1518 2152 2856 3290 3924 39245556* 5188 5188 6454 7468

Diese Regelung ist sinngemäß, auf die Angestellten, auf bie
' « tzrtragSärzte und VertragSapotheker bei der Reichsverwaltüng

unb auf die Krankenschwestern in den Krankenanstalten des
Reichs anzuwenden.

* Für Karlsruhe zutreffend .

Außerordentlicher Zuschlag im besetzten
und Linbrucbsgebiet

Ab 1 . September d . I . sollen die Beamten , die im be¬
setzten oder Einbruchsgebiet Dienst tun oder davon entbunden ,
sich dort aufhalten , einen außerordentlichen Zuschlag
von 10 v. H . der Gesamtbezüge ( Grundgehalt , Orts¬
zuschlag, Kinderzuschlag, Frauenzuschlgg , örtliche Sonderzulage ,
Besatzungs - ( Cinbruchs- )Zulage erhalten . Der Zuschlag ist mit
den Gehaltsteilcn , zu denen er gewährt wird , und für den
gleichen Zeitraum wie diese zu, zahlen. Stichtag für den Auf¬
enthalt ist erstmalig der 1. September 1923 , bei künftigen Zah¬
lungen von Bezügen der erste Tag des Zeitraums » für den die
Bezüge gezahlt werden.

Gesetzentwurf über den Abbau des
Keamtenapparates

Nicht erst jetzt, sondern bald nach Beendigung des Krieges
War man sich darüber klar» datz es notwendig werde, Beamte
hi vorgeschrittenerem Lebensalter , die den dienstlichen Anfor¬
derungen nicht mehr in vollem Umfange genügten , in den Ruhe¬
stand zu versetzen . Eine Verjüngung des Beamtenkörpers schien
auch notwendig namentlich deshalb , weil manchen älteren Be-
amten die Anpassung an die Veränderung der Staatsform
des Reichs und die zahlreichen tief einschneidenden Verände¬
rungen im Reichs -- und Wirtschaftsleben sehr schwer wurde
und weil nur körperlich und geistig durchaus frische , schnell
aufnahmefähige und noch über ein gutes Gedächtnis verfügende
Beamte die erhöhten Arbeitsleistungen erfüllen konnten. Zur
Erreichung des bezeichneten Zieles , Verjüngung und Verminde¬
rung,des.Bewntenkörpers , standen dem Reich zwei . Wege offen : ■
Die Durchführung gesetzlicher Zwangsmaßnahmen
vier die Nnwir . ung auf die freie Entschließung der
älteren Beamten . Zunächst entschied man sich für das letztere.
Es kamen die beiden Gesetze vom 12. September 1919 (R .G .M .
S . 1653 und 1654) zustande, von denen das eine die Pensi¬
onen der Reichsbeamien. die das 66 . Lebensjahr vollendet
haben, um 10 v. H . erhöht hat , während das andere jenen
Reicl 'sbcamten , die mit der Wahrnehmung politischer Angele,
genbeiten betraut sind und bis zum 31 . März 1920 infolge
der Umgestaltung des Staatswesens ihre Pen -
sionicrung nachsuchen , die Versetzung in derselbe gewährlei¬
stete , ohne daß eingetrekene Dienstnnfähigkeit oder die Vollen,
düng des 65 . Lebensjahres Vorbedingung des Anspruchs auf
Pension war .

Die Überalterung des Beamtenkörpers wurde dadurch aber
nickt aufgehalten . Die Verschlimmerung der Teuerungsver¬
hältnisse, die Besoldnngsausbesserungeu u . a . haben es mit sich
gebracht, daß jeder Beamte versuchen wird , solange wie eben
möglich im Genuß der vollen Dienstbezüge zu bleiben. Früher
(in der Vorkriegszeit) konnte der in den Ruhestand tretende
Beamte daran denken , durch Wahl eines billigeren Wohnortes ,
durch Beziehen einer preiswerteren Wohnung , durch den Fort¬
fall mancher nur durch seine Amtsstellung gebotenen Ausgaben
seine Gesamtausgaben zu verringern , ja auch während der
Amtszeit einen, wenn auch bescheidenen Betrag zurückzulegen,
der ihm nach Übertritt in den Ruhestand eine gewisse Aus¬
gleichung seiner Einnahmen und Ausgaben gestattete . Damit
ist ietzt kaum mehr zu rechnen. Die Anträge auf Zuruhesetzung
werden darum der Zahl nach im Verhältnis zu früheren Zeüten
immer seltener sein , ein Zustand , der auf die Dauer füwdie
Reichsoerwaltung unerträglich wird.

Inzwischen haben sich aber die gesamten finanziellen und
wirtschaftlichen Verhältnisse im Reich in einer Weiie weiter
entwickelt , daß mit dem Abbau des Beamtenkörpers
überhaupt stärker vorgeschritten werden muß , als dies bisher
auf Grund der Abbaubestimmungen des Haushaltsgesetzes mög.
sich ist. Rur als ein T e i l der dafür varzusehenden Maßnahmen
iit der in letzter Zeit vom ReichSfinanz-ministerium ausgcarbei -
tete Entwurf eines Gesetzes über den Abbau
des Weamtenapparats anzufehen . Er sieht vor :

1 . Versetzung von Reichsbeamten über 66 Jahre in den
Ruhestand.

2 . Pensionierung von Reichsbeamten im Alter von über
60 Jahren .

3 . Bei planmäßig abzubauenden Behörden wird die einst¬
weilige Versetzung des Beamten in den Ruhestand erfolgen .

_
4 . Freiwillig aussiheidende lebenslänglich angestellte Beamte

können, sofern sie füe die Verwaltung unentbehrlich sind, auf
ihren Antrag aus dem Dienste ausscheiden

6 . An Beamte , die nickst lebenslänglich angestcllt sind und
. entlassen werden können, kann bei freiwilligem Ausscheiden
eine Abfindungssumme gewährt werden , die für jedes geleistete
Dienstzahr ungefähr ein Monatseinkommen beträgt , bei Be¬
amten von 16 und mehr Dicnsijahren aber den Betrag des
14fachen Monatsgehalts .

6 . Zuschüsse zu den Umzugskosten können in den Fällen 4
und 5 gewährt werden.

7 . Auch den Verwaltungsanwärtern kann bei ihrem Ausschei¬
den eine einmalige Abfindung gewährt werden .

Ähnliche Maßnahmen sollen durch Mcichsgcsetz auch für die
Länder als bindend erklärt werden .

Vesoldungssperrgesetz
und Gemeindebesoldungsordnung *

Das Einspruchsrecht des ReichömintsterS der
Finanzen ist nicht davon abhängig » daß ihm
die Besoldungsvorschrift einer Gemeinde als
günstigere Regelung von der L a n'de sbeh ö r b e
mitgeteilt ist. '

Der Magistrat der Stadt Eschwege hatte zunächst die Zu¬
lässigkeit des Einspruchverfahrens überhaupt in Abrede ge¬
stellt . In den Gründen zur Entscheidung des Reichsgerichts
vom 7 . -Oktober. 19ß2, die in Sperrdruck oben kurz wiederge¬
geben ist, wird stuf die Entstehungsgeschichte des Besotdungs »
sperrgesetzes zurückgegangen und von der damaligen Gesetzes¬
begründung u . a . angeführt :

«Zum Teil noch bedeutend weiter als die Länder find die
Gemeinden ' in der Besoldung ihrer Beamten gegangen .
Sie reihen ihre Beamten zum großen Teil um eine , nicht
selten um zwei und mehr Stufen günstiger in
die Besoldungsgruppen ein , als es beim Reiche geschehen ist .
Daneben gewähren sie ihren Beamten vielfach nochweitere
Vorteile , z. B . durch günstigere Regelung des
Besoldungsdien st alters , Bewilligung des V o r «
rückens in bie nächste Gruppe nach einer An¬
zahl von Dienstjahren , Gewährung freier Ne -
benbezüge u . a . Einige Beispiele der Zubilligung höherer
Grundgehälter enthält die anliegende Zusamnienstellung von
Gohaltsrcgelungen einiger Städte des Landesfinanzamtsbe¬
zirks Düsseldorf . Zahlreiche Zuschriften aus Beamtenkreisen
beweisen, daß die Reichs- und Landesbeamten nicht gewillt
sind, sich damit abzufinden ; freilich ziehen sie in der Regel nicht
die -Schlußfolgerung , daß die Gemeindebeamten zu gut bezahlt,
sondern die, daß sie selbst zu niedrig bewertet seien.

Ähnliches wie für die Gemeinden gilt für die sonstigen öf¬
fentlichen Körperschaften.

"
Zum Schluffe heißt es dann :
„Die entsprechenden Erwägungen müssen dazu führen , die

Besoldungen der Gemeindebeamten und der Be¬
amten der sonstigen öffentlichen Körper »

ichaften denen der Reichsbeamten soweit als
löglich anzupassen . Wollte man den Gemeinden und

sonstigen öffentlichen Körperschaften gestatten, ihre Beamten
besser zu besolden als das Reich und die Länder , so würde
eine Zufriedenheit der Reichs- und Landesbeamten , deren Ar¬
beitsleistung weder der Art noch deni. Umfang nach hinter der
von den übrigen geforderten zurückstcht , niemals herüeigeführt
werden können . Allerdings ist es richtig , dag die
Gemeinden vielfach schon früher Beamte
in gleichzubewertenden Stellen besser be¬
zahlten als das Reich und die Länder . Das
mag zu einer Zeit erträglich gewesen sein »
als die Bezüge der Reichs - und Landcsbeam -
ten oft nicht ausreichend waren . Die Auf¬
rechterhaltung jenes Zu st an des erscheint
aber bei der erfolgten allgemeinen Aufbes -
serung der Beamtengehälter , die die Grenze
der Leistungsfähigkeit des Reiches erreicht ,
nicht mehr gerechtfertigt . Soweit besondere Ver¬
hältnisse vorliegen, wird ihnen die Anerkennung nicht zu ver¬
sagen sein ."

Die Entscheidungsgründe sagen hieran anschließend:
Angesichts dieser ernsten Darlegungen , aus denen der große

Einfluß hervorgeht , den die Besoldungsordnungen gerade auch
der Gemeinden auf die Regelung aller für die Besoldung der
Reichsbeamten in Betracht kommenden Fragen ausgeübt ha¬
ben und noch ausüben , und angesichts der Wichtigkeit, die
hiernach mit Recht die Reichsregierung und . da der Reichstag
dem Gesetzentwürfe in der von dem Rftchsrate angenommenen
Fassung in der Hauptsache zugestimmt bat , auch der Reichs¬
tag der Anpassung der Bezüge auch der Gceind beamte an die
Besoldungen der gleichzubcwertenden Reichsbeamten beigelegt
haben, ein Gewicht, das schon äußerlich durch die Beifügung
der Zusammenstellung der GehaltZregelungen einiger Städte
des Landesfinanzamtsbezirks Düsseldorf kvndgegebcn ist (a . a.
O . S . 15) , ergibt sich mit Notwendigkeit folgender -Schluß : Die
gesetzgebenden Faktoren können , obgleich die im ersten Ent¬
würfe des Sperrgesetzes vorgesehene Verpflichtung der zustän¬
digen Landesü Ihörden, auch alle neuen Vorschriften der Ge¬
meinden und der sonstigen öffentlichen Körperschaften über
Dienstbezüge ihrer Beamten dem ReichSfinanzmintster mitzu¬
teilen , in dem endgültig beschlossenen Gesetze aus den oben
erörterten Gründen keine Aufnabme gefunden hat , nicht beab-
sicbtigt Laben , das Einspruchsrecht des Rcichsfinanzministers
schlechterdings auf diejenigen Fälle z» beschränken , in
denen die zuständigen Landesbehörden nach ihrer eigenen Er¬
klärung einer „günstigeren Regelung" zugestimmt haben und
deshalb die betreffende Vorschrift gemäß 8 4 des Gesetzes dem
Minister mitgeteilt worden ist. Vielmehr ist diesem nach dem
Grundgedanken des Gesetzes da ? Einspruchsrecht auch gegen¬
über solchen neuen Vorschriften der Gemeinden als vom Ge¬
setze gewollt zuzuerkennen , in denen die für die Auftickit über
Gemeinden und öffentlichen Körperschaften und für das Be -
amtenbesoldungswcsen zuständigen obersten Landesbehörden
oder die von diesen bftrauten Behörden ( § 9 des Gesetzes) in
einer bestimmten Vorschrift keine „günstigere Regelung " er¬
blickt haben, der Reichsfinanzminister dagegen, der vor ihr
auf andere Weife Kenntnis erhalten hat , das Vorliegen
einer solchen a n n i m m t.

Demgemäß , muß der Einspruch des Reichsfinanzministers
für zulässig erachtet werden. Zu demselben Ergebnis ist das
Reichssckiedsgericbt auch bereits bet Beantwortung der gleichen
Rechtsfrage in Sachen , betreffend den Einspruch des ReichZ -
finanzministers gegen die Besoldungsorduunz deS Landes
Mecklenburg-Schwerin in der Entscheidung vom 30 . September
1922 . auf die hier Bezug genommen werden kann , gelangt .

Aus dem Entwurf eines DeutsOsn
Reamtengesetzes

(Fortsetzung.)
? 122. Durch Beendigung des AmtsverhältniffeS infolge

Versetzung in den Ruhestand
bleiben unberührt

die Pflicht zur Amtsverschwiegenheitund
die Pflichten aus Erfindungen .
das Reckst auf Wetterführung der letzten Amtsbezeichnung ,

die aus dem 15. Teil folgenden Rechte und die Dienjr -
rechtsansprüche auS dem verlassenen Amt ;

hören auf

die besonderen Pflichten und der Erwerb neuer Rechte u*v
Dienstrechtsansprüche aus dem verlassenen Amt;

entstehen die Dienstrechtsansprüche auf . '
Bezug des Übergangs- und Ruhestandseinkommens,
Erstattung der Umzugskosten beim ersten Wechsel- des Wohn-

ortS.
ß 123 . Das Deamtenverhältnis wied beendet
1 . durch Tod»
2. durch Lösung des Dienstverhältnisses während der Bewäh-

rungSftist ,
3 . durch Dienstentlassung im Dienststrafverfahren.
4 . durch .Verurteilung zu Todes- oder . Zuchthausstrafe und

- durch Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte,
6 . durch Amtsniederlegung .
8 124 . Bei Beendigung des Beamtenvcrhältniffes infolge

Todes gehen fällig gewordene Dicnstrechtsansprüche aus die
Erben über .

8 125. Durch Beendigung deS Beamienverhältniffes infolge
Lösung des Dienstverhältnisses während der BewahrungSfrfft
bleiben unberührt

die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit,
die Pflichten aus Erfindungen ,

. die Anwartschaft auf Bezug des RuhestandSeinkommenSund
die Dienstrechtsansprüche auf Fürsorge aus Dienstschäden;

hören auf
die übrigen Pflichten , die Rechte sowie der Erwerb neuer

Dienstrechtsansprüche aus dem Amts - und Bcamtenver -
hältnis .

8 136. Durch Beendigung des BeamtenverhältniffeS infolge
Dienstentlassung im Dienststrafverfahren
bleiben unberührt

die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit,
die Pflichten aus Erfindungen ,
die Anwartschaft auf Bezug des RubestandseinkommenZ und
die Dienstrechtsansprüche auf Fürsorge auS Dienstschäden ;
die übrigen Pflichten , die Rechte , der Dienstrechtsanspruch

ans Weitrriübrung der Amtsbezeichnung und
der Erwerb neuer Dienstrechtsansprüche aus dem Amts-

und Bcamtenverhältnis ;
entsteht

der Dienstrechtsanspruch aus Bezug des HilfsgehaltS.
Da « gleiche gilt für die Beendigung des Bcamtcnvcrhält -

nisses infolge Verurteilung zu Todes- oder Zuchthausstrafe so¬
wie infolge Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte mit der
Maßgabe , daß kein Dienstrechtsanspruch auf Hilfsgehall ent¬
steht.

8 127 . Durch Beendigung des Beamtenverhältnisses infolge
Amtsniederlegung
bleiben unberührt

die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit,
die Pflichten aus Erfindungen , «
die Anwartschaft auf Bezug des RuhestandSeinkommcn,
die Dienstrechtsansprüche auf Fürsorge aus Dienstschäden,
der Dienstrechtsanspruch auf Wetterführung der Amtsbezeich¬

nung mit der .Maßgabe , daß der Ämtsbezeichhling ein die
Beendigung erkennbar machender Zusatz hinzuzufügen ist ;

hören auf
die übrigen Pflichten , die Rechte und der
Erwerb neuer Dienstrechtsansprüche aus dem Amts- uns Be-

amtenvevhältnis .
8 128 . Das Recht des Beamten durch Amtsniederlegung

jederzeit das Bcamtenverhältnis zu beendigen , darf nicht be¬
schränkt werden . Beschränkungen sind rechtsunwirksam. Bor -
bebakte sichern nur bereits entstandene Dienstrechtsansprüche,

Die Amtsniederlegung ist unwiderrufliche
Die Verpflichtung wegen schuldhafter Versäumnis ^er reckst-

zeitiacn oder vollständigen Erledigung der Amtsgeschäfte , der
Rechnungslegung und der Amtsüb . rgabe Schadensersatz y.v
leisten, wird durch d >e Amtsniederle -ning nicht berührt .

Der Schadensersgtzanspruch des Dienstbcrechtigtcn wird vor
den Dienstger -cksten erbeben. Vor der Erhebung der Schaden?-
ersatzklgge ist die zuständige Veamtenvertrctiing zu hören.

8 120 . Die Amtsniederlegung wird wirksam durch Abga'
einer schriftlichen Erklärung bei dem Dienstvorgesehten.

8 130 . De dem Ausgeschicdenen über den Tag der Amts¬
niederlegung hinaus gezahlten Bezüge sind zurückzucrstntten.

8 131 . Ein Reichs- oder Landesbcamter, der nackt 8 12 Ab¬
satz 1 oder 2 aus dem Bcamtenverhältnis ausgeschieden oder
im Dienststrafverfahren entlassen worden ist . darf nur mit Ge-
nebmigung der obersten Verwaltungsbehörde des Reichs oder
des Landes wieder in ein Beamtenverhältnis berufen werden.

Zuwiderhandlungen machen die Berufung nichtig.
8 162 . Beamte dürfen Vi ihren früb-reu Dienstberechtigten

nicht im Wege des privatrechtlichen Dienstvertrags angestelll
werden .

Über das Beamtenverhältnis der Richter ver¬
breitet sich der Entwurf in den §§ 133—143 .

§ 133. Für Richter sind die Bestimmungen dieses Gesetze?
und des Gerichstverfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877
(R .G .Bl . S . 41 ) anzuwenden, soweit sich nicht aus den nach ,
folgenden Bestimmungen anderes ergibt.

8 134 . Richter , die nicht auf Lebenszeit in ihr Am < Gerufen
sind, dürfen zur Teilnahme an Spruchsitzungen nicht herange¬
zogen werden .

8 135 . Die Richter dürfen nur bei Veränderung In dem
Aufbau der Gerichte oder ihrer Bezirke in ein anderes Richter-
amt versetzt werden.

Versetzung ist ferner zulässig , wenn zwischen den Richtern
desselben Gerichts ein Verwandtschafts- oder <Lbwägerscbafts .
Verhältnis bis zum dritten Grad einschließlick, besieht . ^

8 136 . Das Recht der Diensiaufsicht umfaßt nur die Befug¬
nis , die rechtzeitige und förmliche Ausführung der Geschäfte zu
überwachen . - . nf *.

§ 187 Für Nickter und ibnen bmüchtllch der dienstlichen
Bestrafung gesetzlick gleickgestellte Beamte einschließlich der
Mitglieder der Rechnnngsprnsungsbebörden müssen besondere
Dienststraflammern , heim Dienststrafhof ein besonderer Senat
gebildet -werden . « ,

8 138. Gegen Rübter bittren Dicmtstrafen mit Ausnahme
von Warnungen nur im förmlichen Dienststrafverfahren vrr .
hängt werden . „

8 139. Gegen die Präsidenten der Gerichte dnrfen Dienst-
strafen aller Art nur im förmlichen Dienststrafverfahren der.
bängt werden . . — ,

8 b ^v. Ist in einem Dienststrafverfahren gegen einen Atm-
ter in erster Stufe auf Den 'tentlastung erkannt, so entichetdet
in der Berujungsstufe der große Richtersenat des Dienststraf¬
hofs .

i I
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groß« Richtersenat bestebt attä vier richterlichen
cft Dienststrafhofs einschließlich de» « « fitzenden

$ 141. Der
» vtgttrdern de» .sowie einschließlich de» Vorsitzenden de» Leftmdere» Richter¬
senat» und au » drei Beisitzern.

Ist der Vorsitzende de» Dienststrafhof» verhindert und sind
ouffi de» besonderen Richtersenat weiter« Senate zebildet, sotritt an seine Stelle der älteste Vorsitzende dieser Senate . In
diesem Fall führt den Vorsitz der Vorsitzende des Richtersenat».

Die Beisitzer werden au » der bei dem Mchtersenat geführten
Beisttzekkist« entnommen . Wenigstens drei von ihn» müssendie gleiche Dienststellung haben wie der Beschuldigte.

8 142. Soweit zum Untersuchungsführer nicht er» Mitgliedder Dienstfiraflammer ernannt wird, ist ein Beamt « derselbe«
Dienstzweigs zu ernennen .

8 148. Der Inhalt der Rechtsprechungdarf nicht Gegenstand
«» werden.eine» Dienststrafverfahren » (Fortsetzung folgt.)

Dr. Döüe , Relcksposrmimsrer
Der Direktor des Gefamwerbande » deutscher Deamten -ze-

werkschaften und volkswirtschaftlich«, Dezernent de» Deutschen
GoivertschaftSönndes, Dr . pvil. Ärnon Höfte. Mitglied d?S
Reichstags, ^Wahlkreis 19, Westfaien -RorD «. ist zum Reichs-
postminister « turnnt evorden. Geboren am 19. Oktober 1882 zuOtterbach (Pfalzh, besuchte Dr . Höfle dos humanistische Gtzm -
notsruni in Kaiserslautern , studierte an den Universitäten (Nün-
chen und Erlangen Rechts- und StaatSwiffenschaften und be¬
stand 1907 da» Referendar - und volkswirtschaftlich« Doktor¬
examen . Er war von 1808 bis 1914 Referent für Mittelstands -,Angestellten- und Geamtenfragen an der Volksvereinszentratein München-Gladbachs von 1814 bis Juni 1819 Direktor de »
Deutschen Lechnikerverbartdes und von Juni 1919 dis Mai
1930 Direktor d«S Deutschen Beamtendundes . Als Verfasser
zahlreicher volkswirtschaftlicher Schriften und als Mitarbeiter

st er
der Beanelrnpressc nutz volkswirtschaftlicher Zeitschrift« »in weiten Kreisen bekamst geworden.

Irr seiner parlamentarischen Däligkeii bat Herr Dr . Höst»«sich ütÄasondere der Beamteninkeressen - angenommen . As,rveitschauender Politiker vermied er jedoch einseitige Beamten-interessenpolitik; er war vielmehr , überzeugt , daniir den Be¬amten am besten zu rrützen . stets bestresj !, einen Ausgleich « j,den Jrwereffen anderer Stände herbeizufübren . Wiederholtist er programmatisch für da» BerufSbeautteuinm eingetreten̂in dessen Ectaltung er eilte SiaatSnotwendig ^eit sieb- MjiDr . Höfte ist ein angesehener Beatnrerrsührer in das Reich; ,käbinett berufen worden, was in der besonders sorgenvollen
Gegenwart für die Beamtenschaft von großer Bedeutung , jft.

Cafe des Westens
Inhaber : ARTHUR "WEBER , Kon ditorxn eist er .

□
□
□

Telefon 2188 Straßenbahnhaltestelle : Mühlburger Tor Telefon 2188

Angenehmer Familienaufenthalt : : Täglich Künstler-Konzert
jihiu.i .ui,.lmTitrr.rnf>r.'’l.f|.wfir.a)...<ij »iiiii>iiLli»i.
ff. Sinner Biere :

iinimiiiimiimii

la . Weine Eigene Konaitore ;

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
Neu ! Unübertroffen ! Neu !

Der kalt abwaschbare
weiche Sportkragen
ist da ! Keine Wäscherei mehr ! Genau wie Leinenkragen , leicht
und angenehm tragbar . Verlangen Sie kostenlose Muster Vorlage .
W . Läuger & Co -, Karlsruhe » Waidstr.33

Spezialhaus in CB .179
Herren- u .Damenkleiderstoffe
SeidenstoffeAussteuerartikel
Wilh . Braunagel
Herrenstr . 7 Herrenstra 7

zwischen Kaiserstraße und Schloßplatz .

Große Auswahl in

reizwaren
**

Art 1 TreppeHub * Zirkel 32 ^
« . LEHMANN

Aretz & Co. Inhaber: A > Fackler
Kaiserstraße 215 Telephon 219

Abteilung I Sämtliche Gummiwaren und KrankeupflegeartikelGummikurzwaren . Damenbed . Hygienische Artikel . Herrenbed .
Abteilung II : Technische Gummi- und Asbestwaren , Treib -

riemeniager und Bedarfsartikel für Maschinenbetrieb .
GroSverkauf . Kleinverkauf.

Juwelen - und Uhrenhaus

OskarJ(irschke
Karlsruhe i . B.

Kriegsstraße 70
#

Größtes Haus dieser Art am Platze

Hausuhren , Wanduhren, Tisch - u . Weckeruhren
Armbanduhren

eigene Muster in Gold und Silber

Herrenuhren
deutsche , und eigene Marke in Schweizer Qualität

Juwelen , Gold- und Silberwaren
in alten Artikeln

BSKasaBSOMI

Durch das groSe Lage » Miete stete Vorteile
Bekannt für solide Ware und billigste Preise

Schuhhaus Henninger
nwteGu mmi-u.Lederbesohlanstalt

Kaiser -Allee 145 (Peter und Paulsplatz
Neue Schuhwaren sowie Reparaturen werden in

- nur tadelloser Ausführung geliefert st ;- ;

-MÖBEL
in bewährter Güte
und reicher Auswahl
zu angem essenen Preisen
gegen Barzahlung
eder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen:

83 .169

KARLSRUHE, Karifriedrichstr. 22
FREIBURG , Kaiserstr. 27
BRUCHSAL, Gewerbehailea . Markt
PFORZHEIM Theaterstr . 15
OFFENBURG, Steinstr . 2
MOSBACH, Hauptstr. 12
MANNHEIM , Schlofl , rechter Ha¬

gel , Reitbahn
vtwmHW4HH«tHH<tMHiwHm>.rttuHiwtnHm»mnnmninM»»tftinmnHnimnmnmMmfinunMtuH«n*Hwm

( BADISCHER BAUBUND M
| Gemeinnütziger Möheivertrieb |
| Telephon 5157 . XSPiSPUilV am Rontfellplatz . I

Aretz & Cie. Inhaber:J& . F ackler
KaiserstraBe 215 Telephon 219
Speziälhaus in Gummiwaren und Linoleum

Gummischuhe ! Herren - und Damen - Gummi -Mäntel , Wachstuch ] Tischdecken , Läufer ,Wandschoner , Linoleum , Stückware , Teppicheund Läufer , Gummi - Spiel waren .
Färberei u . ehern. Waschanstalt

D. LaschTelefon
1953

T elefon
1953

reinigt und färbt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände
Filialen in allen Stadtteilen

Prompte Bedienung j Mäßige Preise

Die geographischen Grundlagen
des deutschen Volkstums

Von Prof . Dr . Norbert Krebs (Freiburg i . B.f
(„ Wissen und Wirken “ Band 4)

Grandpreis M . 1 .— x Schlüsselzahl des Buchhandels
Verlag G. Braun in Karlsruhe

Karlfriedrichstraße 14.

Herrerikleidungi
Empfehle mich in

Neuanfertigung nach Maß, Umarbeiten u. WendenieioMn
Auch Pelze werden umge¬
arbeitet und neu angefertigt
Auf Wunsch sofortige Bedienung

Leon Benzner , Karlsruhe
MT AmalienstraBe II

Confedionshaus
Hirschen
Q5 Kaiserstraße

Spezialgeschäft für Herren u. Knaben-
Berufs-Kleidung und Wäsche

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Inh . : Bittiingmayor
» Bretsctmeider

Karlsruhe Waldstraße 44
Gustav Herdle Nachf.
Telephon 1133

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen -Verlag .
et Sämtliche BürobedarfsartikeL 11

Rasche Bedienung . — Sauberste Ausführung .

I für Polizei - u. Gemeindebeamte , Fsuerwehrkorp»,UnlTOrmen zoll- u. Flaanzbsamte, Eisen - u. StraBenbahner,» Feld-u.WaldhUter,sowie BerufskleidungenjeiLArtAlbert Hilbert, G. m . b. H . , Rastatt
Süddeutsche Bekleidungs - Industrie

Filiale : Ludwigshafen a. Rhein , Bismarckstraß« 40 .

GEBRÜDER BACHERT
KARLSRUHE i. B.
Listatr. ö Tel . 443

Glocken - und Metallgiesserei
Eisen - und Tempergiesserei

Badisches Landestheater .
Mittwoch , 12 . SepL 7—7,10 Uhr . Sp . I 5.00 M.Aboim . E 1 . Th .-Gem . B.V .B . Nr . 2501—2800.

Zar jmd Zimmermann .

MÄ-MmW -Wft« für SoHnl

Ankauf
von Gold- , Silber - , Platin -
gegenständen, Brennstif¬
ten , Geld- u . Silbermünzen

zu Höchstpreisen .

mit echten Stiften
pro Zahn 1 Million u . mehr

Rieh. Ziegler , MmU
AkademiestraSe 26

» .749 Tel. 321

Für das städtische Ber -
meffungsamt werden für
alsbaldigen Eintritt ge¬
sucht : 33.778

VemWMM
staatl . gepr ., flotter , kor¬
rekter Arbeiter , durchaus
erfahren in Fortführung
und Feldarbeiten . Besol¬
dung nach Gruppe VII .
Planm . Anstellung nach
einem Probejahr .

taiiiinplttnt
für die Dauer bau etwa
2 Jahren mit 4wöchent -

licher Kündigung . Bes.
nach Gruppe V. Be¬
dingung : flotte» und ge¬
naues Zeichnen.

Bewerbungen mit Le¬
benslauf , Zeugnisabschrif¬
ten und Probezoichnung
erbeten an
Stützt . Bermeffnngsamt

Stngen -Hohentwiel.

WlWÄtllslh.
Biete in Karlsruhe 2

Zimmerwohnung mit Zu¬
behör, suche dagegen 2—3
Zimmerwohnung in Berlin
oder anderem mittleren
Ort .

Anftagen unter B778 an
die Geschäftsstelled. Karls¬
ruher Zeitung erbeten.

Lahr. T .728
Güterregistereintrag

Lachr. Band HU S - 15. Jo¬
hann Karl Herrenknecht,
Landwirt in AllmannS»
weier, und dessen Eheftau
Lina Emma «eb. Kern .
Der Mann hat das Rechr ,der Frau innerhalb ihres
häuslichen Wirkungskreises
seine Geschäfte für ihn zu
besorgen und ihn zu ver¬
treten ausgeschlossen .

Lähr . 25. Aug. 1923.
Badisches Amtsgericht.

Offenbnrg . T .763
GüterrechtSregisteren -»

trag Band N S . 472 Ju¬
lius Lehmann, Hafnermei¬

ster in Offenburg , und
Franziska Lehmann gebo¬
rene Hug. Durch Vertrag
vom 28. August 1923 ist dl«
im 8 2 beschriebene, von
der Ehefrau etngebrachte
HauShaltungSeinrichtuna

al » Borbehaltsgut der Ehe .ftau erkält .
Offenburg , 5. Sept . 1923 .

Bad . Amtsgericht I .
Rastatt . T .772

In das Güterrechtsregi¬
ster wurde heute eingetra¬
gen : Krämer , Josef .
Schmied und Fabrikarbei¬
ter , und Luise geb. Krell in
Rastatt . Vertrag vom 28 .
August 1923. Gütertren¬

nung gemäss 88 1426 fs.
BGB .

Rastatt , 7. Sept . 1923.
Amtsgericht .

Wolfach . T .689
GüterrechtSregisterein-

ttag Band M O .-Z. 438 :
Zimmer . Mathias , Ober »
Hetzer in Gutach» Amt
Wolfach, und Eheftau
Anna geb . Ruf . Vertrag
vom 18. Juni 1923 : Gü¬
tertrennung .

Wolfach , 4. SepL 1923 .
Der GerichtSfchreiber de>

Amtsgerichts .
Wolfach. T .S90

GüterrechtSregisterein-
trag Band !II O .-Z. 439:
Heizmann, Andreas , Sä¬
ger in Kinzigtal -Erdlins -

bach, und Monika Su » .
Vertrag vom 18. Just
1923 : Errungenschaftsge¬
meinschaft.

Wolfach , 4. Sept . 1923.
Der Gerichtsschreiber d«S
_ Amtsgerichts .
Wolfach. 2 .691

GüterrechtSregisterein-
trag Band tLX O .-Z . 4403
IaklB Staiger » Platzarbei «
ter in Kirnbach, und des¬
sen Eheftau Christine geb .
Wöhrle in Kirnbach. B«r-
ftag vom 8. August 12Uz
Unter Aufhebung der btS-
herigen Gütergemeinschaft
ist Gütertremumg verein¬
bart .

Wolfach, 4. Setzt. 1« » - .
Der Gerichtsschreib« M

Amtsgerichts» Druck G. Braun , Karlsruhe.
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